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Politische Partizipation von (jungen) 

Muslim:innen  

Zusammenfassung 

Der Aufsatz untersucht die politische Partizipation junger Muslim:innen in Deutschland im Spannungsfeld 

von gesellschaftlichen Debatten, sozioökonomischen Bedingungen und demokratischer Teilhabe. Aus-

gangspunkt ist der Befund, dass Muslim:innen trotz wachsender politischer Interessen der Jugend insge-

samt seltener aktiv partizipieren. Unter Rückgriff auf das Civic-Voluntarism-Modell werden strukturelle 

Hemmnisse wie Bildung, Armut, Sprachbarrieren und fehlende Staatsbürgerschaft herausgearbeitet. Zu-

gleich wird die Rolle politisierter Islamdebatten betont, die junge Muslim:innen in eine Identitätsfalle drängen 

und von realen Teilhabeproblemen ablenken. Der Text verdeutlicht, dass islamistische Gruppierungen dieses 

Vakuum nutzen, indem sie informelle Partizipationsräume schaffen und jugendnahe Narrative verbreiten. 

Damit entsteht ein paradoxes Spannungsfeld, in dem Radikalisierung als eine Form politischer Partizipation 

erscheint. Er plädiert für eine stärkere Fokussierung auf sozioökonomische Faktoren und eine demokrati-

sche Öffnung von Informations- und Partizipationsangeboten. Vorgeschlagene Maßnahmen umfassen Ein-

bürgerung, jugendgerechte politische Bildung, niedrigschwellige Beteiligungsformen und eine identitätsbe-

wusste Ansprache durch Parteien. Ziel ist es, radikalen Narrativen durch attraktive demokratische Partizipa-

tionsmöglichkeiten entgegenzuwirken. 

Summary 

The article examines the political participation of young Muslims in Germany within the tension field of public 

debates, socio‑economic conditions, and democratic engagement. It starts from the observation that, despite 

a general increase in political interest among young people, Muslims participate actively less often. Drawing 

on the civic voluntarism model, the article identifies structural barriers such as education, poverty, language 

obstacles, and the lack of citizenship. At the same time, it highlights the role of politicized debates about 

Islam, which push young Muslims into an identity trap and divert attention from real participation barriers. 

The text shows how Islamist groups exploit this vacuum by creating informal spaces for participation and 

circulating youth‑oriented narratives. This produces a paradoxical constellation in which radicalization ap-

pears as a form of political participation. It calls for a stronger focus on socio‑economic factors and for a 

democratic opening of information and participation opportunities. Proposed measures include naturaliza-

tion, youth‑appropriate political education, low‑threshold forms of engagement, and identity‑sensitive out-
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reach by political parties. The aim is to counter radical narratives by offering attractive democratic avenues 

for participation. 

Zur Person 

Monzer Haider ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Islamisches Recht an der Universität Tü-

bingen. In seinem Promotionsprojekt beschäftigt er sich mit Salafismus in Deutschland und untersucht dabei 

insbesondere dessen religiöse, gesellschaftliche und rechtliche Dimensionen. 

Einleitung 

Die im Jahr 2024 veröffentlichte 19. Shell Jugendstudie mit dem Titel Pragmatisch zwischen Ver-

drossenheit und gelebter Vielfalt zeigt eine Zunahme politischer Interessen junger Menschen. 

55 % der Befragten bezeichnen sich als politisch interessiert. Aktiv über Politik informieren sich 

51 % der Jugendlichen, während dieser Anteil im Jahr 2019 bei 36 % lag (Shell 2024, 13 f.). Auf der 

anderen Seite macht der Forschungsstand zur politischen Partizipation von (jungen) Muslim:innen 

deutlich, dass Muslim:innen im Vergleich zu anderen Bevölkerungsgruppen weniger politische 

Partizipationsaktivitäten unternehmen. Für eine solche Passivität bzw. politische Interaktivität gibt 

es mehrere (theoretische) Erklärungsansätze (Gabriel & Völkl 2008, 288).  

Einer der Gründe liegt darin, dass politische Forderungen und Bedürfnisse von Muslim:innen im 

politischen Entscheidungsprozess kaum Berücksichtigung finden (Karadas 2021, 37). Darüber hi-

naus zeigt die Shell-Studie, dass sich der Bildungserfolg immer noch nach sozialer Herkunft un-

terscheidet. Etwas mehr als ein Viertel (27 %) der Jugendlichen, deren Eltern höchstens einen 

einfachen Schulabschluss haben, erreichen oder streben das Abitur an. Hat mindestens ein El-

ternteil selbst Abitur, sind es 80 % (Shell-Studie 2024, 27). 

Laut einer von der Deutschen Islam Konferenz (DIK) durchgeführten Studie mit dem Titel Musli-

misches Leben in Deutschland 2020 leben in Deutschland zwischen 5,3 und 5,6 Millionen Musli-

m:innen, einschließlich alevitischer Religionsangehöriger. Das entspricht zwischen 6,4 % und 

6,7 % der Gesamtbevölkerung von 83,1 Millionen (DIK 2024).1 Etwa die Hälfte von ihnen (knapp 3 

Mio.) besitzt die deutsche Staatsbürgerschaft. Die fehlende deutsche Staatsbürgerschaft und so-

mit das formelle Kriterium politischer Gleichheit beeinflussen eine politische Partizipation negativ, 

weshalb Defizite bei der politischen Repräsentation entstehen. Darüber hinaus belegen mehrere 

Studien ein geringeres Partizipationsniveau von deutschen Personen mit Migrationsgeschichte im 

Vergleich zu Mitbürger:innen ohne Migrationsgeschichte (Minor 2017; Müssig & Worbs 2012; Wüst 

2002). Nichtsdestotrotz ist die Wahlbeteiligung eine Frage der Generationen. Während sich die 

erste Generation wenig an Wahlen beteiligt, ist der Anteil der zweiten und dritten Generation viel 

höher (Minor 2017; Müssig & Worbs 2012; Wüst 2002). Trotz dieser Tatsache ist festzustellen, dass 

in den letzten Wahlgängen keine Generationsunterschiede beim Wahlverhalten aufgrund gerin-

gerer Wahlbeteiligung von allen migrantischen Generationen zu beobachten ist.  

 

1  Im Vergleich zum gesamtdeutschen Altersdurchschnitt, der bei über 44 Jahren liegt, stellen die Muslim:innen mit einem 

Durchschnittsalter von rund 32 Jahren eine vergleichsweise junge Bevölkerungsgruppe dar. 



 Campus der Theologien 3/2026: Muslimisches Leben in Deutschland  

 

3 

In diesem Aufsatz möchte ich auf das Verständnis politischer Partizipation in einer Demokratie 

sowie auf ihre theoretischen Erklärungsansätze eingehen. Dabei liegt der Fokus auf der politi-

schen Partizipation von (jungen) Muslim:innen in Deutschland. In diesem Zusammenhang und im 

Rahmen des Civic-Voluntarism-Modells werden die Herausforderungen auf dem Wege zu einer 

gerechten politischen Partizipation vorgestellt. Darüber hinaus wird deutlich gemacht, dass die 

Hinwendung zu einer Radikalisierung von (jungen) Muslim:innen ein politisches Potenzial bein-

haltet, welches bei der Partizipationsforschung wahrgenommen werden sollte. Im letzten Schritt 

werden verschiedene Maßnahmen zur Förderung politischer Partizipation von (jungen) Muslim:in-

nen vorgestellt.  

1.  Politisierte Debatten über ›den‹ Islam 

Die Frage nach der Integration von (jungen) Muslim:innen erlangte in den letzten Jahren eine 

zunehmende mediale Aufmerksamkeit.2 Die Betrachtungsweise dieser Frage wird meist konflikt-

haft dargestellt, und die Religion wird dabei als Ursache des Konflikts angesehen (Salim 2025, 

13). So verursachte die im CDU-Grundsatzprogramm für die in diesem Jahr stattgefundenen Wah-

len vorgeschlagene Formulierung »Muslime, die unsere Werte teilen, gehören zu Deutschland.« 

eine hitzige Diskussion über die klassische Frage der Zugehörigkeit des Islam zu Deutschland, 

die seit der Wulff-Rede das muslimische Leben in Deutschland prägt. Nach einer kontroversen 

Debatte über diesen Satz hat die Antragskommission diese Passage für das neue CDU-Grund-

satzprogramm geändert. Nun lautet der Satz wie folgt: »Ein Islam, der unsere Werte nicht teilt und 

unsere freiheitliche Gesellschaft ablehnt, gehört nicht zu Deutschland.« (Schuler 2024). Das Ziel 

dieser Umformulierung besteht darin, dass die Unterscheidung zwischen ›Islam‹ als Religion und 

›dem Muslim‹ als Mensch verdeutlicht wird. In diesem Zusammenhang wird die islamische Reli-

gion vermehrt als Fremdkonstruktion dargestellt, und das Muslimisch-Sein wird meist mit Homo-

genisierungstendenzen beschrieben. Eine solche immer wiederkehrende politische Debatte hat 

eine negative Wirkung auf das Selbstverständnis von jungen Muslim:innen und führt zur Ablen-

kung von den eigentlichen Problemen, mit denen muslimische Jugendliche stets konfrontiert sind.  

Darüber hinaus bestärken solche Debatten das als notwendig wahrgenommene Bedürfnis, dass 

sich die jungen Muslim:innen mit ihrem eigenen Islambild stets auseinandersetzen müssen, statt 

sich an erster Stelle damit zu beschäftigen, wo ihre realen Probleme auf dem Weg zu einem ge-

rechten Leben – geprägt von politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Erfolgen – liegen. 

In diesem Zusammenhang verdeutlicht das folgende Zitat von einem muslimischen Jugendlichen 

den zuletzt erwähnten Punkt:  

 

2  Eine Definition für das Muslimisch-Sein wird in diesem Zusammenhang aus einer sozialwissenschaftlichen Perspektive 

unternommen. Demzufolge ist die eigene Vorstellung des Menschen von Religion und somit die eigene religiöse Zuge-

hörigkeitsbestimmung von großer Bedeutung. Somit ist nach Ceylan ein Muslim »eine Person, die sich explizit zur Welt-

religion des Islam zugehörig fühlt. Diese Zuschreibung bedarf keiner Spezifizierung der persönlichen Auslegung der Reli-

gion oder der persönlichen Glaubenspraxis, sondern ist zunächst als nominelle Identität zu akzeptieren« (2017, 79).  
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»Ich würde mich aber gerne mehr demokratisch beteiligen, in Dingen, die uns ALLE betreffen […], weil die 

wirklich wichtig sind, anstatt ständig darüber zu reden, wie ich mich als Muslimin definiere […].« (Maisenba-

cher 2021, 508) 

Eine Reaktion auf die intensivierte Fremdzuschreibung muslimischer Mitbürger:innen kann zur 

Übernahme solcher Zuschreibungen im Selbstidentitätsbildungsprozess führen. Darüber hinaus 

verdrängt eine solche Fokusverschiebung die Partizipationsmöglichkeiten und könnte zu einer 

Identitätsfalle führen, in der sich junge Muslim:innen hauptsächlich mit religionsbezogenen (Iden-

titäts-)Fragen auseinandersetzen (werden). Der Diskurs über die Zugehörigkeit des Islam zu 

Deutschland ist mit der Frage der Vereinbarkeit zwischen Islam und Demokratie verbunden, über 

die sowohl auf gesellschaftlicher als auch auf akademischer Ebene kontrovers diskutiert wird (Flo-

res 2014, 23). In dieser politisierten Debatte fehlt der Aspekt der politischen Partizipation, der für 

die Demokratisierung der Lebensbereiche von jungen Menschen von großer Bedeutung ist.  

2.  Demokratie und Partizipation 

Der Reichstagspräsident und schließlich Alterspräsident des Deutschen Bundestags Paul Löbe 

beschrieb die politische Gesamterfahrung der Weimarer Republik mit den Worten »Demokratie 

ohne Demokraten« (Stiftung Orte der Demokratiegeschichte 2025). Mit diesem Zitat wird der Kern 

einer funktionierenden Demokratie verdeutlicht. Die Demokratie lebt von demokratischen Men-

schen, für deren Funktionalität das Vertrauen in die demokratischen Institutionen und Prozesse 

benötigt wird. Um das Vertrauen in die Demokratie zu stärken, ist es wichtig, die Bürger:innenbe-

teiligung zu fördern. Die Bildung zur Demokratie darf nicht als abstraktes Wissen zu einem politi-

schen System vermittelt werden, welches von den (jungen) Menschen als getrenntes Objekt wahr-

genommen wird (vgl. Berghan & Zick 2019, 241). Die Demokratie soll erlebbar und subjektiviert 

werden.  

In der Demokratieforschung herrscht der Konsens, dass die Bürger:innen einer demokratischen 

Staatsordnung im Vergleich zu anderen Formen politischer Systeme hohe Partizipationsmöglich-

keiten aufweisen, denn Demokratien ermöglichen der Bevölkerung staatliche, institutionelle und 

etablierte Strukturen zur Partizipation an politischen Entscheidungen. Doch empirische Studien 

zeigen, dass demokratische Infrastrukturen an sich keine Bedingungen zur zwangsläufigen Parti-

zipation von Gesellschaftsmitgliedern sind. Die Partizipation an politischen und gesellschaftlichen 

Prozessen ist an sich keine Selbstverständlichkeit, da sie an mehrere Voraussetzungen gebunden 

ist. Die unterschiedlichen Theorien etwa sozialstruktureller, sozialpsychologischer und sozialöko-

nomischer Ansätze versuchen, die politische Partizipation von Bürger:innen zu erklären. Dabei 

werden Faktoren wie Ressourcen, (Aus)Bildung, politische Prägung und die Bindung an die Ge-

sellschaft, sozioökonomische Voraussetzungen, Alter, Geschlecht und das politische Interesse 

des Individuums untersucht. Zahlreiche empirische Studien zur fehlenden politischen Partizipation 

fokussieren sich auf Bevölkerungsgruppen mit einem schlechten sozioökonomischen Status und 

meist mit einer deutschen Staatsbürgerschaft. Betrachtet man die Debatte über Integration von 

Muslim:innen in Deutschland, stellt man fest, dass die politische Dimension nicht im Vordergrund 

der Integrationsdebatte(n) liegt.  
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3.  Partizipation von Muslim:innen nach Civic-
Voluntarism-Modell 

Es gibt verschiedene politikwissenschaftliche Erklärungsmodelle zur Begründung politischer Par-

tizipation von Menschengruppen auf der Makro-, Meso- und Mikroebene, wobei viele dieser Er-

klärungsansätze lange Zeit auf der Individualebene verblieben (Karadas 2021, 37). Zunehmend 

steht nun die politische Partizipation von marginalisierten Gruppen im Vordergrund wissenschaftli-

cher Forschungsarbeiten. Mit ihrem Buch Participation in America – Political Democracy and Social 

Equality legen Sidney Verba und Norman H. Nie den Fokus auf die Beteiligung der Bürger:innen 

am politischen Leben in Amerika. Dabei untersuchen sie den Zusammenhang zwischen sozioöko-

nomischem Status und politischer Partizipation und gehen der Frage nach, wer sich wie und mit 

welchen Auswirkungen am amerikanischen demokratischen Prozess beteiligt. Einer ihrer Befunde 

ist, dass ein höherer sozioökonomischer Status zu mehr politischer Beteiligung führt (Verba & Nie 

1972). Doch die alleinige Kausalität zwischen schlechter sozioökonomischer Bedingung und man-

gelnder Partizipation als Erklärungsmodell für die fehlende Beteiligung ist nicht ausreichend 

(Schöttle 2019, 42 ff.). Diesbezüglich werden die folgenden drei Grundannahme »Nicht-Können«, 

»Nicht-Wollen« und »Nicht-Gefragt-Werden« als Erklärungskategorien genommen. In diesem Zu-

sammenhang sagt die Politikwissenschaftlerin Roßteutscher über diese drei Kategorien Folgen-

des:  

»Alle drei Ursachen der Nicht-Partizipation beeinflussen: Sie sind effektiver ›training ground‹ für zivilgesell-

schaftliche Kompetenzen, sie können politisches Interesse stimulieren und direkt zu politischem Engage-

ment mobilisieren.« (2009, 37) 

In der folgenden Abbildung wird das Civic-Voluntarism-Modell dargestellt, welches zeigt, dass 

mehrere Prädiktoren zusammen die politische Partizipation beeinflussen: 

Abbildung 1: Das Civic-Voluntarism-Modell (Karadas 2021, 38) 

Überträgt man diese Faktoren auf die muslimischen Bevölkerungsgruppen, stellt man fest, dass 

der Anteil der von Armut betroffenen Menschen in vorwiegend muslimischen Gemeinschaften bei 
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32 % liegt, während innerhalb der Gesamtbevölkerung nur 16 % eine Armutsgefährdung droht. 

Muslim:innen verfügen im Vergleich zu Nicht-Muslim:innen zudem seltener über einen Bildungs-

abschluss (Haug, Müssig & Stichs 2009, 211). Darüber hinaus spielen Sprachkenntnisse eine be-

deutende Rolle bei der Artikulierung politischer Interessen und Forderungen (Barreto & Muñoz 

2003; Cho 1999; Leighley & Vedlitz 1999; Schildkraut 2005). Gerade für politische Partizipation in 

institutionalisierter Form sind hervorragende Sprachkompetenzen im Deutschen von großer Be-

deutung, da diese sowohl von der Politik als auch von der Gesellschaft erwartet werden.  

Eine große Herausforderung, mit der junge Menschen konfrontiert werden, ist die nachhaltige 

Motivationslage, welche durch political efficacy zu garantieren ist. Diese besteht darin, dass junge 

Menschen die Überzeugung haben, ihr politisches Engagement zeitige eine unmittelbare, spür-

bare Wirkung – zur Messung politischer Wirksamkeit bei Muslim:innen gibt es hingegen kaum 

empirische Daten. Darüber hinaus spielt eine Parteibindung bei einem großen Teil der Muslim:in-

nen aufgrund fehlender Staatsbürgerschaft eine geringere Rolle. In diesem Zusammenhang ist 

die fehlende Parteiidentifikation der Familie von großer Relevanz, da die politische Rolle der Fa-

milie sowohl bei der Parteiidentifikation als auch bei politischer Wertevermittlung und Interessen-

steigerung eine enorme Rolle spielt. Soziale Netzwerke übernehmen eine wichtige Funktion bei 

einer politischen Partizipation, da sie als »Schulen der Demokratie« fungieren (Van der Meer & 

Van Ingen 2009). Dazu sind soziale Einbindungen in Vereine und der Zivilgesellschaft einerseits 

sowie intermediäre Organisationen wie die Kirche andererseits gemeint (Vetter & Remer-Bollow 

2017, 85).3 

In diesem Zusammenhang fungiert die soziale Beteiligung als Vorstufe für die politische Partizi-

pation. In ihr sammelt man wertvolle eigene Erfahrungen und lernt kommunikative Infrastrukturen 

kennen, durch die und in denen ein organisatorisches und themenbezogenes Inhaltswissen für 

die späteren Partizipationsmöglichkeiten im politischen Leben erworben wird. Eine solche Mobili-

sierung wird zusätzlich mit weiteren Einflussfaktoren befördert bzw. nachhaltig stabilisiert, darun-

ter das Sozialkapital, das man in Form von Privilegien aus dem eigenen Umfeld erbt. Dazu gehö-

ren soziale Beziehungen und Netzwerke sowie die Ressourcen, die durch soziale Beziehungen 

und Netzwerke verfügbar sind und die Zusammenarbeit, gegenseitige Unterstützung und den In-

formationsaustausch fördern. Hierbei spielt die politische Sozialisation eine zentrale Rolle für den 

Einstieg in die politische Partizipation, durch die Menschen politische Einstellungen, Werte, Wis-

sen und Verhaltensweisen erwerben und entwickeln können. Bezugnehmend auf die Partizipation 

definiert der Politikwissenschaftler Max Kaase sie wie folgt: 

 

3  In diesem Zusammenhang können religiöse Motive demokratische Beteiligung motivieren. Auf der einen Seite kann die 

Moscheebindung aufgrund ihrer sozialen Einbettung und ihrer Beziehungsnetzwerke als fördernder Faktor beim Sam-

meln von politischem und sozialem Erfahrungskapital agieren (Maisenbacher 2021, S. 504). Auf der anderen Seite könnte 

eine reine politische Identifikation über die eigene Moscheegemeinschaft zur politischen Polarisierung bzw. Isolation 

führen. Die Debatten über die Moscheen in Deutschland sind durchaus politisiert; Themen wie ihre Finanzierung, etwaige 

politische Beziehungen zu ausländischen Akteur:innen oder eine ideologische Nähe zu manchen Organisationen stehen 

oft im diskursiven Vordergrund. Moscheen könnten zwar eine politische Dimension haben (Maisenbacher 2021, 504), 

aber sie könnten auch aufgrund ihrer wichtigen sozialen Bindung von verschiedenen (ausländischen) Akteur:innen für 

politische Zwecke instrumentalisiert werden. Aus diesem Grund ist es wichtig, (jungen) Muslim:innen politische Plattfor-

men zur Partizipation anzubieten, ohne sie auf bestimmte Branchen zu beschränken, die nur mit ihrem Muslimisch-Sein 

in Verbindung gebracht werden. Die thematischen Angebote zur politischen Partizipation müssen so vielfältig gestaltet 

werden wie die Interessen und Bedürfnisse junger Muslim:innen. 
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»Partizipation in der Politik bedeutet alle Handlungen, die Bürger*innen einzeln oder in Gruppen freiwillig mit 

dem Ziel unternehmen, Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems (Gemeinde, 

Land, Bund, evtl. supranationale Einheiten) zu beeinflussen und/oder diese selbst zu treffen.« (1997, 160) 

Dieser Definition zufolge besteht die Partizipation aus Handlungen, welche auf Freiwilligkeit ba-

sieren. In diesem Zusammenhang ist es wichtig zu erwähnen, dass Menschen mit Migrationsge-

schichte durch die direkte Betroffenheit von Rassismus und Diskriminierung im politischen und 

zivilgesellschaftlichen Aktivismus überrepräsentiert sind, während sie in Parteien und politischen 

Einrichtungen unterrepräsentiert bleiben.4 In diesem Falle ist die Rede von einem ›Demokratiede-

fizit‹ (Demirel et al. 2022, 8). Nichtsdestotrotz ist in den letzten Jahren eine Zunahme von Migra-

tionsorganisationen festzustellen; im Jahr 2020 etwa gab es in Deutschland geschätzt zwischen 

12 400 und 14 300. In diesem Zusammenhang verdeutlicht eine von SVR5 geführte Studie die Rolle 

der Migranten(selbst)organisationen bei der (politischen) Partizipationsförderung. Die Studie 

zeigt, dass 30 % der untersuchten Organisationen ihren Fokus auf die kulturpflegenden Angebote 

legen, mit denen die ›Herkunftsidentität‹ in Deutschland zu bewahren ist. Solche Organisationen 

sind weder politisch noch zielen sie auf Veränderung ab. Weitere 40 % der Organisationen leisten 

Integrationsarbeit und verstehen sich als Jugend- und Bildungsorganisation. Nur eine kleine 

Gruppe von 28 % der Organisationen gibt an, dass sie politische Interessen der Migrant:innen 

vertritt und explizite Forderungen an politische Entscheider:innen stellt (Walbrühl 2022, 142). 

Durch die Studie wird der Mangel politischer Partizipationsangebote deutlich.  

Walbrühl geht davon aus, dass migrantischen Organisationen lange mit Skepsis und Misstrauen 

begegnet wurde, obwohl sie mit der hohen Anzahl ihrer Mitglieder eine wichtige Rolle für die Poli-

tiklandschaft übernehmen können. Aus diesem Grund stellt er fest, dass Migrant:innenorganisa-

tionen als wichtiges Instrument politischer Partizipation von Migrant:innen angesehen werden 

müssen (Walbrühl 2022, 143). Durch den Besitz einer Staatsbürgerschaft erhöht sich die Wahr-

scheinlichkeit einer direkten politischen Partizipation von Muslim:innen; ohne eine politische Bin-

dung zur politischen Landschaft des Landes bleibt die Wahrscheinlichkeit einer politischen Parti-

zipation niedrig. So beteiligten sich im Jahr 2018 fast 46 % der 1,44 Mio. in Deutschland lebenden 

Türk:innen an der türkischen Präsidentschaftswahl (Walbrühl 2022, 143). Für einen solchen er-

höhten Anteil sei die politische Ansprache türkischer Politiker:innen und ihre organisierte Mobili-

sierungsarbeit verantwortlich (Zdrzalek 2023).  

Im Gegensatz dazu gibt es für die fehlende Repräsentation von (jungen) Muslim:innen in der deut-

schen Politiklandschaft meines Erachtens drei Gründe: der erste ist die Zwangspolitisierung mig-

rantischer Menschen, insbesondere im Kampf gegen die unterschiedlichen Erscheinungsformen 

der Diskriminierung. Der erlebte Rassismus erschöpft die Kräfte und Ressourcen migrantischer 

Menschen und zwingt sie in den Aktivismus, welcher auf Dauer über keine politische Institutiona-

lisierungsform verfügt. Zweitens sind der Mangel an Repräsentation und der erschwerte Zugang 

zu politischen Institutionen anhand mangelnder Demokratisierung der Informationszugänge zu 

erkennen, worunter alle marginalisierten Menschen leiden. Der dritte Grund ist in der ›Islamisie-

 

4  Im Vergleich zur mangelnden Repräsentation von (jungen) Muslim:innen trotz ihres zahlenmäßigen Zuwachses bleibt die 

Anzahl christlicher Mandatsträger:innen entgegen steigender Kirchenaustritte mit einem stabilen Anteil im Parlament 

etwa gleich (Demirel et al. 2022, 8). 

5  Die Abkürzung SVR steht für »Sachverständigenrat für Integration und Migration gGmbH«.  
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rung der Muslim:innen‹ zu sehen, welche durch die politisierten Debatten über ›den‹ Islam und 

die dadurch resultierende Abgrenzungsdimension sowohl für Muslim:innen als auch für ihre Reli-

gion stattfindet. Von solchen Abgrenzungserfahrungen profitieren radikale islamistische Gruppie-

rungen, die sich als Alternative zur etablierten Demokratie präsentieren. 

4.  Radikalisierung als Form politischer Partizipation 

In Deutschland konnte seit dem Jahr 2013 ein anhaltender Zuwachs eines islamistischen Poten-

zials an Gefährlichkeit verzeichnet werden. Diese Entwicklung zeigt deutlich, dass islamistische 

Gruppierungen über attraktive Umgangsstrategien mit jungen Menschen verfügen, mit denen sie 

die tägliche Lebenspraxis zahlreicher Menschen beeinflussen (Haider 2024, 7). Für die vorlie-

gende Arbeit sind nicht nur institutionalisierte Formen politischer Partizipation wie Wahlen und die 

Gründung politischer Parteien von Bedeutung, sondern auch informelle Erscheinungen wie Mobi-

lisierung durch Proteste, Organisation von (Lern-)Veranstaltungen, Wahlkämpfe und Lobbyarbeit 

sind von großer Bedeutung. Mit diesem Blickwinkel wird das politische Potenzial islamistischer 

Gruppierungen operationalisiert und ihre Attraktivität als politische Identität veranschaulicht.  

Islamistische Gruppierungen verstehen ihren ›Aktivismus‹ als ›Befreiungswiderstand‹, der auf die 

Mobilisierung möglichst vieler Muslim:innen abzielt. Sie profitieren von der bei den (jungen) Mus-

lim:innen vorhandenen Politikverdrossenheit und verfolgen einerseits die Entpolitisierung junger 

Muslim:innen und andererseits ihre (Re)Politisierung innerhalb der islamistischen Gedankenwelt.  

Islamistische Akteur:innen haben in Bezug auf die (politische) Ansprache junger Muslim:innen er-

folgreiche Strategien: Sie sprechen oft Themen aus den Heimatländern der Zielgruppe an und 

erwecken den Eindruck, dass sie sich mit deren politischen, sozialen und wirtschaftlichen Proble-

men auseinandersetzen. Ihre Ansprache basiert häufig auf einer kritischen Bewertung der aktuel-

len Regierungsformen in muslimisch geprägten Ländern. Sie gehen dabei auf Themen wie Kor-

ruption, Unterdrückung, soziale Ungerechtigkeit oder die fehlende Einhaltung religiöser Prinzipien 

in der Politik ein (Haider 2024, 30 f.). Das Ansprechen solcher Themen fungiert in diesem Kontext 

als Mobilisierungsstrategie, da sich islamistische Gruppierungen den Muslim:innen so über die 

angestrebte Verbindung zu deren Herkunft und Identität als Identifikationsmodell präsentieren. 

Damit erlangen sie eine Form von Glaubwürdigkeit, weil oft bereits die bloße Kritik gegen die 

Repressionen und die Autokratie der Regierungen in der muslimisch geprägten Welt als revolu-

tionärer Akt verstanden werden kann.  

Derartige Themen können den jungen Muslim:innen ein Gefühl der Solidarität und des Engage-

ments geben und das politische Bewusstsein für gesellschaftliche Zusammenhänge fördern indem 

es ihnen helfen kann, aktiv an Diskussionen teilzunehmen, ihre Meinung zu äußern und sich für 

Veränderungen einzusetzen. Islamistische Gruppen hingegen instrumentalisieren (politische) Ereig-

nisse wie den Nahostkonflikt und den Gaza-Krieg: Mit polarisierenden und hochemotionalen Bot-

schaften verbreiten sie eine Art ›Krisenstimmung‹ und propagieren mit demokratischen Mitteln eine 

generelle Ablehnung von demokratischen Gesellschaftsformen und deren Werten. Sie zielen da-

rauf ab, ein hochemotionales Paralleluniversum mit eigenen Informations- und Kommunikations-

angeboten zu kreieren (Hartwig 2025). Dadurch verbreiten sie das politische Narrativ beispiels-
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weise eines ›Kalifat‹-Projekts, bei dem mehr als 2000 junge Menschen in Hamburg auf die Straße 

gingen und für die Errichtung eines Kalifatsstaates demonstrierten.6 Diese Demonstration wurde 

von Muslim Interaktiv organisiert, einer Gruppe, die sich wie folgt definiert: 

»Muslim Interaktiv ist ein Zusammenschluss von Muslimen, die sich zum Ziel gesetzt haben, den in Deutsch-

land lebenden Muslimen den Islam als eine umfassende Lebensweise vorzustellen und sie zur Praktizierung 

des Islam in allen Lebensbereichen zu ermutigen.« (Österreichischer Fonds zur Dokumentation von religiös 

motiviertem politischen Extremismus 2023, 6) 

»Wir sind politische Aktivisten.« (Österreichischer Fonds 2023, 6) 

Die Besonderheit solcher islamistischen Organisationen liegt in ihrem attraktiven Mobilisierungs- 

und Rekrutierungspotenzial bei jungen Muslim:innen. Sie verstehen sich als Plattform politischer 

Partizipation und betreiben in diesem Zusammenhang die Strategie der »Metapolitik«.7 Demzu-

folge zielen islamistische Akteur:innen auf die Eroberung politischer, religiöser und gesellschaftli-

cher Deutungshoheit mittels kultureller Hegemonie und Schaffung alternativer Plattformen zu po-

litischer Partizipation(sform) ab. Hierbei spielen informelle Formen politischer Partizipation eine 

bedeutsame Rolle, welche im sogenannten ›vorpolitischen Raum‹ etwa des Freizeit-, Arbeits- und 

Alltagsumfeldes sowie überall dort stattfindet, wo nicht ›Politik‹ im engen Sinne ausgeübt wird. 

Außerdem ermöglichen sie mit ihrer Diskursverschiebung in die Online-Welt die Nutzung einer 

breiten Plattform zur Politisierung von (jungen) Muslim:innen mit dem Ziel, eine Unterstützung in 

der Breite der muslimischen Community aufzubauen.  

In ihren sozialen Medien8 veröffentlichen sie hochwertig produzierte Videos und Beiträge zu aktu-

ellen gesellschaftlichen Themen mit Bezug auf sowohl ihre Heimatsländer als auch Deutschland 

und verfolgen dabei das Ziel der Selbstdarstellung als Avantgarde, welche die Identität junger 

Muslim:innen und die islamische Lebensweise vor Deutschland schützen wolle. Mit ihren produk-

tionstechnisch hochqualitativen Dokumentationen zur islamischen Religion wird eine Lebensweise 

propagiert, die eine ›islamische‹ und ›wahrhafte‹ Identität vermitteln soll. Die Frage-, Kommentar-, 

Reaktions-, und Interaktionsfunktion der sozialen Medien ermöglicht dem Individuum hierbei, ein 

Teil des geführten Diskurses und des erzählten Narratives zu sein. Den User:innen wird das Ge-

fühl der politischen und religiösen Zugehörigkeit vermittelt und das Feedback gegeben, dass ihre 

Meinung zu den globalen, regionalen und lokalen Geschehnissen zählt (Binzer 2023).  

Themen wie Diskriminierung, antimuslimischer Rassismus und Schutz von muslimischer Identität 

stehen hier im Vordergrund. Dabei werden Begrifflichkeiten wie »Zwangsassimilation«, »Dämoni-

sierung des Islam«, »Wertediktatur«, »Blockbildung« und »Kalifat« verwendet (Österreichischer 

 

6  Organisiert wurde die Demonstration von der Gruppe Muslim Interaktiv, welche vom Verfassungsschutz als gesichert 

extremistisch eingestuft wird. Sie ist seit 2020 in Norddeutschland aktiv. Im Gegensatz zu anderen traditionellen und 

islamistischen Organisationen sind solche Akteur:innen in sozialen Medien sehr aktiv. Neben Organisationen wie Realität 

Islam und Generation Islam wird Muslim Interaktiv ideologisch Ḥizb at-taḥrīr (dt. ›Partei der Befreiung‹) zugeordnet, wel-

che im Jahr 2003 in Deutschland aufgrund ihrer antisemitischen Propaganda und Gewaltverherrlichung verboten wurde. 

Sie wurde im Jahr 1953 als transnationale islamistische Bewegung gegründet, die die Errichtung eines globalen Kalifats-

staates anstrebt und heute in über 40 Ländern aktiv ist.  

7  Rechtsextreme Organisationen betreiben ebenfalls eine Metapolitik, welche darauf abzielt, zunächst eine Veränderung 

auf gesellschaftlicher Ebene zu erreichen, wodurch der politische Machtwechsel ermöglicht werde (Haider 2024, 9).  

8  Die Shell-Studie zeigt, dass die Mehrheit junger Menschen die sozialen Medien als Hauptmittel zur Informationsgewin-

nung über politische Ereignisse verwenden (Shell 2024, 23).  
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Fonds 2023, 6). Die Thematisierung alltäglicher Herausforderungen von in Deutschland lebenden 

jungen Muslim:innen wie das Tragen des Kopftuchs, Diskriminierungs-, Rassismus- und Ausgren-

zungserfahrungen oder die erlebte Ungerechtigkeit greifen solche islamistische Organisationen 

als eine Mobilisierungsstrategie auf, die auf die Ansprache der Lebenswirklichkeit zahlreicher 

Muslim:innen abzielt. Solche Gruppierungen bedienen sich der Kopftuchverbotsdebatte und profi-

tieren von ihnen, indem sie sie als Hauptbeweis für die Bestätigung ihrer narrativen Darstellung 

nutzen, dass eine globale Entislamisierungskampagne gegen Musliminnen durchgeführt werde 

(Haider 2024, 25 f.). 

Die Debatte über ein Kopftuchverbot soll die Doppelmoral westlicher Politik aufzeigen und als 

Symbol der Unterdrückung gegen muslimische Frauen und somit gegen die muslimische Identität 

stehen. Das Kopftuch ist somit das Zeichen der Widerstandsfähigkeit aller Muslim:innen.9 Solche 

Akteur:innen politisieren religiöse Marker wie das Kopftuch und stellen sich als Raum dar, in dem 

Muslim:innen politisch partizipieren können.  

Sie interpretieren derartige aktuelle Ereignisse für sich, lassen ihre ideologischen Narrative da-

durch bestätigen und versuchen so, eine große Reichweite in muslimischen Communitys zu er-

reichen (Haider 2024, 11 f. und 25). Dabei stellen sie sich als Interessenvertreter der jungen Mus-

lim:innen dar, welche unter ›fremden‹ Eingriffen an einer religiösen und gesellschaftlichen Identi-

tätskrise zu leiden hätten. Mit dem Sprechen im Namen des Islam soll bei den Jugendlichen der 

Eindruck erweckt werden, dass hier der Islam an sich repräsentiert werde, weshalb es nicht mög-

lich sei, auch nur punktuell Kritik an diesen Aussagen zu üben; dies wäre als Kritik gegen die 

Religion zu verstehen.  

Darüber hinaus ist es wichtig zu erwähnen, dass solche Organisationen junge Muslim:innen nicht 

nur über verbale Propaganda ansprechen, sondern dass sowohl die Sprache als auch äußerliche 

Erscheinungsformen relevante Mobilisierungsinstrumentarien sind. Die verwendete Sprache ist 

jugendnah und für alle Menschen – unabhängig von ihrem Sprach- oder Bildungsniveau – zu-

gänglich.10 Akteur:innen solcher modernen islamistischen Gruppierungen verfügen über charis-

matische Eigenschaften, mit ihren ›modernen‹ Auftritten durch das Tragen von Hemden und Polo-

shirts durchbrechen sie das Bild von ›klassischen‹ Islamist:innen und nähern sich der Kultur der 

Jugendlichen an (Baron 2021).11 Auf diese Weise entsteht eine islamistische junge ›Pop-Kultur‹, 

die neben ihrer identitätsstiftenden Funktionalität eine politisierte Dimension aufweist.  

Ein weiterer politischer Faktor ihrer Attraktivitätssteigerung ist die reaktionäre Anti-Haltung solcher 

islamistischen Organisationen, die in einer Krisenzeit und als Antwort auf schwelende Unzufrie-

denheit entsteht. Allein aufgrund ihrer ablehnenden Haltung zu den vorhandenen gesellschaftli-

chen und politischen Ordnungen könnte eine Legitimation für ihre Narrative geschaffen werden. 

Ihre politisch-reaktionäre Anti-Haltung bekräftigt scheinbar die Handlungsfähigkeit muslimischer 

 

9  Diese Strategie erwies sich als funktional, als der von Generation Islam ins Leben gerufene Hashtag #NichtOhneMein-

Kopftuch von vielen Akteur:innen, Politiker:innen und Influencer:innen geteilt wurde (Asisi 2018). 

10  Mit dieser Sprachstrategie zielen islamistische Akteur:innen auf die Mobilisierung zahlreicher junger Menschen ab. Es 

wird angenommen, dass Muslim:innen in Deutschland im Alltag auf Sprachbarrieren stoßen, da knapp 40 % der musli-

mischen Bevölkerung ihre Deutschkenntnisse als mittelmäßig bis sehr schlecht einschätzen (Haug et al. 2009, 239). 

11  Zu solchen jungen Persönlichkeiten gehören Ahmad Tamim, Raheem Boateng und Bilal.  
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Akteur:innen, die nicht nur als Opfer von Marginalisierung und Ausgrenzung wahrgenommen, son-

dern als aktive Mitglieder des Politischen anerkannt werden wollen (Dawood 2025, 690).  

Nicht nur islamistisch-legalistische Gruppierungen wie Muslim Interaktiv, Generation Islam oder 

Realität Islam zeigen sich politisch und nehmen politische Räume ein, auch salafistische Akteu-

r:innen politisieren sich und passen sich an politische Rahmenbedingungen in demokratischen 

Staaten an. Mit ihrem politischen ›Aktivismus‹ schaffen sie eine Gegenöffentlichkeit, die in diesem 

Zusammenhang nicht nur als Raum für marginalisierte Muslim:innen zur Verarbeitung ihrer Aus-

grenzungserfahrungen fungiert, sondern auch als Raum der Solidarität und kollektiven Hand-

lungsfähigkeit (Dawood 2025, 690 f.). So hat der britische salafistische Gelehrte Haitham al-Had-

dad vor einiger Zeit eine Fatwa (ein islamisches Rechtsgutachten) erlassen, in der er britische 

Muslim:innen dazu auffordert, sich an den britischen Wahlen nach dem theologischen Prinzip, 

»das Gute zu gebieten und das Böse zu verbieten«, zu beteiligen. Hierzu schlägt er politisch vor, 

dass Muslim:innen in Großbritannien eine eigene politische Partei gründen sollten (Dawood 2025, 

684 ff.). Es steht daher eine intensivierte Politisierung salafistischer und islamistischer Akteur:in-

nen in der kommenden Zeit zu vermuten. 

5.  Maßnahmen zur Förderung politischer Partizipation 

Die Erforschung politischer und sozioökonomischer Gründe für eine geringe politische Beteiligung 

von (jungen) Muslim:innen an deutschen politischen Entscheidungsprozessen ist der erste Schritt 

zur Förderung politischer Partizipation. Aufgrund eigener Beobachtungen und gesammelter Er-

fahrung im Bereich politischer Bildung wird im Folgenden der Versuch unternommen, eine Reihe 

verschiedener Maßnahmen zu entwickeln, die eine gerechte politische Teilhabe nicht nur von (jun-

gen) Muslim:innen, sondern von allen Bevölkerungsgruppen ermöglichen kann.  

Die Einbürgerung ist ein zentraler Schritt zur Förderung politischer Partizipation. Dadurch erhalten 

die Menschen Wahl- und Mitbestimmungsrechte, wie z. B. die Teilnahme an Wahlen auf kommu-

naler, Landes- oder Bundesebene. Muslim:innen bekommen dadurch die Möglichkeit, sich aktiv 

an politischen Entscheidungen zu beteiligen und ihre Interessen direkt vertreten zu können. Die 

Einbürgerung kann das Gefühl der politischen Zugehörigkeit zur deutschen Politiklandschaft för-

dern und somit das Bewusstsein für die Wichtigkeit der Übernahme politischer Verantwortung. 

Die Förderung der indirekten politischen Partizipation gehört zu den wichtigen Phasen einer Poli-

tisierung. Es sollten gezielte Partizipationsangebote geschaffen werden, welche Aktivitäten wie 

Mitarbeit in Gremien, Beratungsstellen oder Initiativen umfassen, durch die ein politisches Wis-

senskapital erworben werden kann. Dadurch ermöglicht man Menschen, auf lokaler oder regio-

naler Ebene Einfluss zu nehmen, auch wenn man (noch) keine Wahlrechte besitzt. Diese Form 

politischer Partizipation gibt den (jungen) Muslim:innen das Gefühl der politischen Zugehörigkeit, 

insbesondere auf lokaler Ebene, und fördert eine identitäre Stadt- und Kommunenverbundenheit.  

Zur Förderung politischer Partizipation bei jungen Muslim:innen ist die Verwendung einer der Ju-

gend zugewandten Sprache von enormer Bedeutung. Junge Menschen benutzen moderne sozi-

ale Medien, um ihre politische Meinung mit anderen Menschen auszutauschen. Wenn politische 

Themen in diesem Kontext in einer Jugendsprache und auf diesen Plattformen angesprochen 
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werden, fühlen sich die jungen Muslim:innen politisch angesprochen und sind dadurch eher moti-

viert, sich zu beteiligen. Zu einer solchen Sprache gehören die Verwendung von Memes sowie 

Reels und kurze Videos oder muslimische Influencer:innen, die politische Themen verständlich 

erklären; sie machen Politik greifbar und spannend. Zugleich wird so die politische Partizipation 

gefördert, indem junge Muslim:innen einen leichteren Zugang zu Informationen bekommen und 

ihre Interessen einbringen können. Auf diese Weise werden politische Abstraktionen durch Ju-

gendsprache belebt und der Zugang zum politischen Wissen demokratisiert, sodass eine größere 

Zahl von Jugendlichen Zugang zu einem solchen Kapital genießen kann.  

Die Förderung politischer Bildung in Schulen ist ein weiterer wichtiger Schritt. Spezielle Kurse, 

Workshops oder Projekte außerhalb des regulären Unterrichts können Jugendliche und junge Er-

wachsene dazu bewegen, mehr über Politik zu lernen.12 (Außer)Schulische Angebote in Koope-

ration mit Jugendzentren oder durch Partnerschaften mit NGOs können politische Bildung attrak-

tiver gestalten. In solchen Angeboten soll nicht nur das politische System Deutschlands oder der 

Europäischen Union (EU) dargestellt werden, sondern die Jugendlichen sollen in ihrer Rolle bei 

der aktiven Gestaltung demokratischer Prozesse aufgeklärt werden. Die behandelten Themen 

müssen die Lebenswirklichkeit junger Muslim:innen gezielt ansprechen, wodurch die Attraktivität 

politischer Bildung steigt. Junge Muslim:innen sollen dazu befähigt werden, politische Zusammen-

hänge und Desinformationen zu verstehen sowie eigene Meinungen zu entwickeln und ihre Me-

dienkompetenz zu fördern. Dadurch wachsen das Interesse an politischen Themen und die Be-

reitschaft, sich in unterschiedlichen Prozessen einzubringen. Die Mitgestaltung und Mitbestim-

mung bei Entscheidungsprozessen im Rahmen der Schulen können die ersten Schritte einer po-

litischen Partizipation sein.  

Muslim:innen dürfen nicht auf ihr Muslimisch-Sein reduziert werden. Es ist daher wichtig, dass die 

Muslim:innen in alle Bereiche der politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Themen ein-

bezogen werden. Diese Themen sollen von Umwelt über Bildung und soziale Gerechtigkeit bis 

hin zu Wirtschaft und Menschenrechten reichen. Wenn politische Diskussionen (junge) Muslim:in-

nen nicht nur auf ihr Muslimisch-Sein reduzieren, fühlen sich die Menschen in ihrer Mehrfachiden-

tität ernst genommen und sind ermutigt, ihre Meinung in unterschiedlichen Themenbereichen zu 

äußern. Von dieser Multiperspektivität profitieren letztendlich die Demokratie und eine vielfältige 

Debatte.  

Politische Partizipation ist ein Prozess, der nur mit Privilegien nachhaltig gesichert werden kann. 

Dazu gehören Zeit, Geld, Kontakte, politisches Wissen, kulturelles Kapital oder familiäre Unter-

stützung. Menschen mit geringem Einkommen oder aus sozial benachteiligten Verhältnissen brau-

chen sozioökonomische Unterstützung, um Chancengleichheit bei politischer Bildung und Partizi-

pation zu ermöglichen. Durch finanzielle Hilfen, kostenlose Bildungsangebote oder Beratungsstellen 

 

12  In diesem Zusammenhang formuliert ufuq.de mehrere Anregungen für die pädagogische Praxis, welche auf die Schaf-

fung politischer Diskussionsräume für junge Muslim:innen abzielen. Die Besonderheit dieser Anregungen ist der fehlende 

religiöse Fokus, wodurch deutlich wird, dass die pädagogische Grundlage hier auf politischen Themen beruht. Folgende 

Fragen sollen im Vordergrund solcher Diskussionsräume stehen: »Was bringt mir die Demokratie?«, »Wie kann ich mich 

für meine Rechte einsetzen (zum Beispiel in der Politik, im Stadtteil, im Verein, in der Schule)?«, »In welchen Lebensbe-

reichen möchtet ihr mehr Rechte haben?«, »Wie sieht ein idealer Staat aus, in dem ihr alle gerne leben würdet?« oder 

»Welche Rechte habe ich als in Deutschland lebender Mensch?«, »Welche Rechte habe ich als deutsche:r Staatsbür-

ger:in?« und »Gelten diese Rechte auch für Muslim:innen?« (Ufuq 2015, 5).  
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wird ihnen der Zugang zu Informationen und Mitbestimmung erleichtert. Das sorgt dafür, dass alle 

gesellschaftlichen Gruppen ihre Interessen vertreten können und die Demokratie gerechter wird. 

Die Reduzierung des Wahlalters könnte das frühzeitige Engagement in politischen Prozessen be-

wirken. Dadurch steigt das Interesse an Politik und es verstärkt sich das Selbst- und Verantwor-

tungsbewusstsein junger Menschen. Anna Lang führte eine psychologische Studie durch und fand 

heraus, dass 16- und 17-Jährige in der Lage sind, reflektierte Wahlentscheidungen zu treffen 

(Deutschlandfunk 2024).  

Deutsche Parteien sollen zudem gezielt junge Menschen aus muslimischen Communities anspre-

chen; es ist wichtig, dass politische Parteien aktiv auf junge Menschen aus diesen Kreisen zugehen. 

Wenn Parteien ihre Angebote, ihre Kommunikation und ihre Themen so gestalten, dass sie die 

Interessen und Anliegen dieser jungen Menschen ansprechen, fühlen diese sich besser verstan-

den und eingeladen, sich politisch zu engagieren. Das kann durch spezielle Veranstaltungen, me-

diale Kampagnen in sozialen Medien oder durch Vertreter:innen aus der Community geschehen. 

Die Transformation der Integrationsdebatte ist von großer Relevanz, da es in ihr bislang meist nur 

um die Integrationsfähigkeit sowie Integrierbarkeit der (jungen) Muslim:innen geht, wodurch eine 

negative Stereotypisierung stattfindet. In diesem Zusammenhang ist es nicht zu unterschätzen, 

wenn deutsche Politiker:innen, insbesondere Entscheidungsträger:innen, gezielt eine identitäts-

verleihende Sprache mit Bezug auf Lebenswirklichkeiten junger Muslim:innen verwenden. Dies 

vermag das Gefühl einer politischen, gesellschaftlichen und emotionalen Zugehörigkeit zu 

schaffen. In diesem Zusammenhang sollte die Zielsetzung sein, (junge) Muslim:innen sowohl auf 

inhaltlicher als auch auf emotionaler Ebene zu erreichen.  

Die Widerlegung islamistischer Narrative durch das Aufzeigen alternativer Narrative ist eine not-

wendige Maßnahme zur Förderung politischer Partizipation. Hierbei sollten gezielt Angebote ge-

fördert werden, welche die politische Attraktivität islamistischer Narrative widerlegen bzw. redu-

zieren. (Junge) Muslim:innen sollen muslimische Vorbilder gezeigt bekommen, die sich politisch 

engagieren und für Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit eintreten. Religiös-theologische 

Narrative können in diesem Zusammenhang (junge) Muslim:innen motivieren, sich im Rahmen 

institutionalisierter Partizipation zu engagieren. Die von islamistischen Gruppierungen propagier-

ten Inhalte müssen dekonstruiert und alternative Erklärungen aus muslimischen Perspektiven an-

geboten werden.  

6.  Fazit 

Die Fokussierung politischer Debatten im Kontext der Integration von muslimischen Menschen 

auf die Zugehörigkeit des Islam zu Deutschland bekräftigt anhand ihrer Abgrenzungskraft einer-

seits das politische Mobilisierungspotential islamistischer Gruppierungen und könnte bei (jungen) 

Muslim:innen zu einer Identitätsfalle bzw. zur ›Islamisierung‹ junger Muslim:innen führen. Darüber 

hinaus verengt die meist negativ durchgeführte Debatte den Blickwinkel bei der Analyse politischer 
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Partizipationsmöglichkeiten bei jungen Muslim:innen. Auch rechtsextreme Akteur:innen befördern 

den Diskurs über eine vermeintlich durchgeführte ›Islamisierung‹ aller Lebensbereiche.13 

Im Gegensatz zur Politisierung islamischer Religion bzw. der ›Islamisierung des Islam‹ müssen 

sozioökonomische Faktoren mehr in Betracht gezogen werden, wenn die Förderung politischer 

Partizipation von jungen Muslim:innen ansteht. Dabei soll es nicht an erster Stelle darum gehen, 

theologische Diskussionen über politische Partizipation zu führen, sondern die Jugendlichen auf 

einer lebensweltlichen Ebene anzusprechen. Auf politischer Ebene sollen Themen angesprochen 

werden, welche mit den Lebensrealitäten junger Muslim:innen zu tun haben. Darüber hinaus müs-

sen die Informationszugänge zu politischem und gesellschaftlichem Wissen intensiver demokra-

tisiert und jugendgerechter gestaltet werden, um Demokratiedefizite zu beseitigen und antidemo-

kratischen Narrativen zu entgegnen.14  

Islamistische Gruppierungen erscheinen häufig als attraktive Plattformen politischer Partizipation, 

die von jungen Menschen als Alternative zu etablierten politischen Strukturen wahrgenommen 

werden. Es ist ein wichtiges Zeichen, dass sich junge Menschen für politische Integration interes-

sieren, und ein solches politisches Potenzial muss innerhalb demokratischer Strukturen gefördert 

werden, wodurch die Attraktivität radikaler Angebote reduziert würde. Dieser Aufsatz plädiert da-

für, die politische Partizipation junger Muslim:innen aus der Perspektive des Civic-Voluntarism-

Modells zu untersuchen. Die Förderung politischer Partizipation marginalisierter Menschen stärkt 

die Qualität der Demokratie insgesamt, fördert, dass Jugendliche Demokrat:innen werden, und 

spiegelt im Zuge dessen schließlich das reale Bild der Gesellschaft wider. In diesem Zusammen-

hang ist die Förderung politischer Rechte keine mögliche Maßnahme unter vielen, sondern eine 

Notwendigkeit zur Sicherung wehrhafter Demokratie.  
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